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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Übereinkommen Nr. 97 der Internationalen 
Arbeitsorganisation vom 1. Juli 1949 über Wanderarbeiter 

(Neufassung 1949) 

— Drucksache 512 — 


A. Bericht des Abgeordneten Maier (Mannheim) 


Der federführende Ausschuß für Arbeit beriet 
in seiner 23. Sitzung am 30. Oktober 1958 den Rati- 
fikationsgesetzentwurf und stimmte ihm nach An- 
hörung der Begründung des Regierungsvertreters 
einstimmig zu. Der Ausschuß stellte fest, daß das 
Übereinkommen Nr. 97 über Wanderarbeiter von 
der Allgemeinen Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation bereits am 1. Juli 1949 ange- 
nommen worden sei. Es bezweckt, den Wanderar- 
beitern weitreichenden sozialen Schutz zu gewähr- 
leisten und ihnen die Übersiedlung in ein anderes 
Land sowie die Eingewöhnung in die dortigen Ver- 
hältnisse zu erleichtern. 

Der Ausschuß war sich darüber einig, daß die 
Ratifikation des Übereinkommens besonders dring- 
lich sei, zumal dieser Standpunkt auch von der 
Organisation für europäische wirtschaftliche Zu- 


sammenarbeit, dem Europarat, der Westeuro- 
päischen Union und der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle rmd Stahl geteilt werde. Das Überein- 
kommen ist bisher von elf Mitgliedstaaten der In- 
ternationalen Arbeitsorganisation ratifiziert worden 
und zwölf Monate nach der Eintragung der zweiten 
Ratifikation (22. Januar 1952) in Kraft getreten. Im 
übrigen wird auf die Begründung der Bundesregie- 
rung zum Ratifikationsgesetzentwurf in Drucksache 
512 S. 22 Bezug genommen. 

Der Bundesrat hat in seiner 18. Sitzung am 
14. Februar 1958 die Zustimmungsbedürftigkeit be- 
schlossen, da in dem Übereinkommen auch Steuern 
angesprochen werden, deren Aufkommen den Län- 
dern oder den Gemeinden zufließt. Dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates hat die Bundesregierung 
zugestimmt. 


Bonn, den 10. November 1958 


Maier (Mannheim) 

Berichterstatter 


C 

(Ausschußantrag umseitig) 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 512 — 
dert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 10. November 1958 


Der Ausschuß für Arbeit 


unverän- 


Arndgen 

Vorsitzender 


Maier (Mannheim) 

Berichterstatter 



